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Deutschland kann mit Optimismus ins neue Jahr gehen
2013 geht es um mehr als nur um Wahlkampf

Zur Lage

Volker Kauder
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Fo
to

: M
ar

tin
 L

en
ge

m
an

n

Deutschland kann auf ein gutes Jahr zurückblicken, und es 
hat Grund zum Optimismus für 2013. Nach der Überwin-
dung der Finanzkrise von 2008 und 2009 ist es gelungen, 
auch der Euro-Staatsschuldenkrise zu trotzen. Das Wirt-
schaftswachstum hat sich aufgrund der nachlassenden 
Nachfrage aus dem Ausland zuletzt zwar verlangsamt. Aber 
Deutschland hat auch im zurückliegenden Jahr immer 
noch weniger Arbeitslose als vor dem Krisenjahr 2009. 
Rund 42 Millionen Deutsche haben eine Beschäftigung. Die 
Löhne sind gestiegen. Die Staatsfinanzen gesunden. Die Si-
tuation der Sozialversicherungen ist hervorragend. 

SPD denkt nur an Umverteilen

Auch die Aussichten für das kommende Jahr sind positiv. 
Die Konjunkturaussichten verbessern sich, wie jüngste 
Prognosen zeigen. Der Arbeitsmarkt ist robust. Die Politik 
muss diese Entwicklung fördern, wo immer sie kann. So 
werden wir im nächsten Jahr aller Voraussicht nach die 
Schuldenbremse einhalten. 2013 geht es gerade für uns um 
mehr als nur um Wahlkampf. 

„Europa wettbewerbsfähiger 
machen“

Nur wenn Deutschland so gesund bleibt, wird es auch in 
Zukunft in der Welt bestehen. Nur dann wird es uns allen 
insgesamt weiter so gut gehen. Der SPD-Parteitag hat es 
wieder einmal bewiesen: Die Sozialdemokraten denken 
nur an Umverteilen, nicht aber daran, wie unser Land die 
Grundlagen erhalten kann, um den Wohlstand überhaupt 
zu erwirtschaften. Die Sozialdemokraten und ihr Wende-
hals-Kandidat machen nur leere Versprechungen, sagen 
aber nicht, woher das Geld für ihre Umsetzung kommen 
soll. Das ist genau die Politik, die viele Staaten in Europa in 
die Probleme gebracht hat, die wir jetzt zu lösen haben. SPD 

und Grüne haben aus der Krise nichts gelernt.
Europa wird uns auch im kommenden Jahr beschäftigen 

– das steht fest. Auch hier hat sich vieles zum Besseren ent-
wickelt. Aber viele Sorgen bleiben. Grundsätzlich geht es 
jetzt darum, das Haus Europa wettbewerbsfähiger zu ma-
chen. Dazu gehören die Sanierung der Staatsfinanzen und 
mehr Kontrollen. Aber die EU-Mitgliedsländer müssen vor 
allem innovativer werden. Darum muss sich Brüssel küm-
mern, anstatt immer nur daran zu denken, möglichst alle 
Länder zur Lösung der Probleme einzelner in Haftung zu 
nehmen. Zum Glück haben wir aber die Bundeskanzlerin, 
die Europa noch immer auf den richtigen Kurs gebracht hat.

Mut und Zuversicht sollten uns auch im kommenden Jahr 
auszeichnen. Dann werden wir auch bei der Bundestagswahl 
erfolgreich sein. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein ge-
segnetes Weihnachtsfest und ein gutes Jahr 2013. 
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Unbestritten gibt es in der Konstrukti-
on der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion Defizite. Die aktuelle 
Staatsschuldenkrise wurde jedoch vor 
allem ausgelöst durch die zügellose 
Ausgabenpolitik und mangelnde 
Wettbewerbsfähigkeit einzelner Euro-
Staaten. Notwendig ist deshalb vor al-
lem eine Rückkehr zu den Wurzeln 
der Wirtschafts- und Währungsuni-
on: zu verantwortungsvoller Haus-
haltspolitik, zu soliden Staatsfinan-
zen sowie zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit in allen Euro-Staaten. 
Hierzu müssen vor allem Strukturre-
formen umgesetzt werden.

Vor diesem Hintergrund gehen die 
Reformpläne des EU-Ratspräsidenten 
Herman Van Rompuy für einen Umbau 
der Währungsunion eindeutig zu weit. 
Wir wenden uns entschieden gegen 
die Schaffung einer „Fiskalkapazität“. 
Diese soll durch Beiträge der Euro-
Staaten mit finanziellen Mitteln gefüllt 
werden. Die Rückflüsse an die Euro-
Staaten sollen sich an deren konjunk-
tureller Entwicklung bemessen. Ge-
schaffen würde damit ein dauerhafter, 
nicht projektbezogener Transferme-
chanismus. Das ist mit unseren Grund-
sätzen nicht vereinbar. Danach müs-
sen Hilfen stets an Konditionen sowie 
Gegenleistungen geknüpft und zeit-
lich begrenzt sein. Jeder Art von Hilfe 
an Krisenstaaten muss zwingend eine 

politische Entscheidung auf nationa-
ler Ebene vorausgehen. Ein Automatis-
mus ist nicht akzeptabel. Der Druck 
auf Schuldenstaaten darf nicht durch 
unkonditionierte und dauerhafte Fi-
nanzhilfen ausgehebelt werden. Auch 
existieren bereits heute Instrumente 
zur Unterstützung wirtschafts- und fi-
nanzschwacher EU-Mitglieder, etwa 
der Regional- und der Kohäsionsfonds. 

Unabhängigkeit der EZB nicht 
nur auf dem Papier

Mit den Beschlüssen zur Einführung 
der Bankenaufsicht sind wir in dieser 
Woche einen großen Schritt zu mehr 
Stabilität in Europa vorangekommen. 
Dabei ist positiv zu werten, dass 
Deutschland sich in den Verhandlun-
gen mit einer Kernforderung durchge-
setzt hat: Nur Großbanken und öffent-
lich gestützte Banken sollen künftig 
unter die europäische Aufsichtszu-
ständigkeit fallen. Oberstes Ziel für die 
Einsetzung der Bankenaufsicht bei der 
Europäischen Zentralbank bleibt es 
aber, Interessenkonflikte zwischen 
Geldpolitik und Bankenaufsicht zu 
vermeiden. Hier gilt es, den Umset-
zungsprozess weiter kritisch zu beglei-
ten. Die Unabhängigkeit der Europäi-
schen Zentralbank darf nicht nur auf 
dem Papier gesichert sein. 

In den weiteren Gesprächen müssen 
wir auch darauf achten, dass aus dem 
Rettungsschirm ESM so lange keine di-
rekten Hilfen an Banken gezahlt werden, 
wie es keine effektive Kontrolle gibt. Die 
Funktionsfähigkeit der Bankenaufsicht 
ist eine unabdingbare Voraussetzung für 
die Rekapitalisierung der Finanzinstitu-
te ohne Umweg über den Staat.

Auch können wir nicht zulassen, 
dass Van Rompuy an den parlamenta-
rischen Mitwirkungsrechten kratzt. 
Bei Fragen, die in nationaler Zustän-
digkeit liegen, wie etwa die Steuer- und 
Beschäftigungspolitik, müssen die na-
tionalen Parlamente weiter das letzte 
Wort haben. Insbesondere die Budget-
hoheit muss zwingend bei den natio-
nalen Parlamenten verbleiben. 

Gerda Hasselfeldt
Erste Stellvertretende Vorsitzende der  
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Vertrauen in die Europäische Union  
zurückgewinnen 
Regierungserklärung der Bundeskanzlerin vor EU-Gipfel

Die Fraktion im Plenum
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Bundeskanzlerin Angela Merkel hat 
eine bessere Abstimmung der EU-Mit-
gliedstaaten in Wirtschaftsfragen ge-
fordert. Nur so könnten die europäi-
schen Staaten ihre Wettbewerbsfähig-
keit steigern, sagte Merkel in ihrer 
Regierungserklärung zum EU-Gipfel 
am Donnerstag. „Der Friedensnobel-
preis verpflichtet unsere Generation, 
gemeinsam dafür zu sorgen, dass Eu-
ropa sein großes Friedens- und Wohl-
standsversprechen auch in Zukunft 
halten kann“, sagte die Kanzlerin.  

Angesichts der Staatsschuldenkrise 
im Euro-Raum sagte Merkel, es bleibe 
noch sehr viel zu tun, um das Vertrau-
en in die Europäische Union zurück-
zugewinnen. Die Reformen dürften 
nicht auf halbem Weg stecken bleiben. 
Als Fortschritte nannte sie in diesem 
Zusammenhang den permanenten 
Stabilitätsmechanismus ESM, den Fis-
kalvertrag und die verschärfte Regulie-
rung der Banken. Merkel würdigte 
auch die Anstrengungen Irlands, Por-
tugals, Spaniens und Griechenlands 
zur Bewältigung ihrer Haushalts- und 
Finanzprobleme. Nun werde sichtbar, 
dass die Mühen der vergangenen Zeit 
nicht umsonst gewesen seien. 

Die Einigung der europäischen Fi-
nanzminister auf eine gemeinsame 
europäische Bankenaufsicht begrüßte 
die Kanzlerin. Dieser Erfolg sei „gar 
nicht hoch genug einzuschätzen“, un-
terstrich sie. Deutschland habe sich an 
vielen Stellen durchgesetzt. So werde 
es bei der Europäischen Zentralbank 
(EZB) zu einer klaren Trennung von 
geldpolitischer Verantwortung und 
Bankenaufsicht kommen. Die Auf-
sicht der EZB werde  sich auf systemre-
levante Banken mit einer Bilanzsum-
me von mehr als 30 Milliarden Euro 
oder 20 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung eines Landes beschränken. Bei 
der Finanztransaktionssteuer habe 
das Europäische Parlament zuge-
stimmt, dass elf EU-Länder diese ge-
meinsam in Angriff nehmen könnten. 

Strukturreformen für mehr 
Wachstum 

Die Kanzlerin rief dazu auf, den euro-
päischen Binnenmarkt „energisch“ 
fortzuentwickeln. 90 Prozent des welt-
weiten Wachstums entstehe derzeit 
außerhalb Europas, stellte sie besorgt 
fest. Daher sei die richtige Antwort auf 
die Krise eine Politik der Strukturrefor-

men, die zu mehr Wettbewerbsfähig-
keit führe. 

Die wirtschaftspolitische Koordi-
nierung in der Europäischen Union 
steht nach Auffassung Merkels erst 
am Anfang. Sie äußerte die Erwar-
tung, dass der Gipfel einen Reform-
fahrplan für mehr interne Abstim-
mung beschließen werde. Im ersten 
Halbjahr 2013 werde auf europäischer 
Ebene zu beraten sein, wie die wirt-
schaftspolitische Koordinierung kon-
kret und dauerhaft ausgestaltet wer-
den könne. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel bei der Regierungserklärung
Bankenaufsicht

Die Euro-Zone bekommt eine gemein-
same Bankenaufsicht. Darauf einigten 
sich die EU-Finanzminister unmittelbar 
vor dem EU-Gipfel in dieser Woche. Die 
Bankenaufsicht soll unter dem Dach der 
Europäischen Zentralbank (EZB) ange-
siedelt sein. Mit ihr soll sichergestellt 
werden, dass in Not geratene große 
Finanzinstitute künftig nicht mehr das 
gesamte europäische Finanzsystem in 
Schwierigkeiten bringen können. 
Die gemeinsame Bankenaufsicht wird 
zwar der EZB unterstellt. Doch wird 
durch eine Trennung der Bereiche 
gleichzeitig dafür gesorgt, dass die Kon-
trollfunktion die unabhängige Geldpoli-
tik der Zentralbank nicht beeinträchtigt.
Die europäische Bankenaufsicht soll nur 
für Geldhäuser mit einer Bilanzsumme 
von mehr als 30 Milliarden Euro oder 20 
Prozent der Wirtschaftskraft ihres Hei-
matlandes zuständig sein. Für die restli-
chen der rund 6.000 Finanzinstitute der 
Währungsunion bleibt die nationale 
Bankenaufsicht zuständig. In begründe-
ten Fällen können die Kontrolleure der 
EZB die Aufsicht an sich ziehen. 
Der rechtliche Rahmen für das Projekt 
soll bis März 2013 stehen. Genau ein 
Jahr später soll die Bankenaufsicht ihre 
Arbeit aufnehmen. Dies ist die Voraus-
setzung dafür, dass marode Banken in 
der Euro-Zone direkt finanzielle Hilfe 
aus dem permanenten Rettungsschirm 
ESM erhalten können, ohne den Umweg 
über ihren Heimatstaat gehen zu müs-
sen.
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„Das Schicksal von Millionen verfolgter  
Christen liegt uns am Herzen“
Volker Kauder über sein Engagement für Religionsfreiheit 

Die Fraktion im Gespräch

Die Religionsfreiheit ist ein funda-
mentales Menschenrecht. Nur dort, 
wo Menschen ihren Glauben frei 
leben können, ist auch die Gesell-
schaft frei. Christen, die ihren Glau-
ben leben, werden jedoch in weiten 
Teilen der Welt bedrängt und verfolgt. 
Für Christen im Irak, in Ägypten oder 
in Nigeria beispielsweise hat sich die 
Lage zunehmend verschlechtert. 
Über das Problem sprach „Fraktion 
direkt“ mit dem Fraktionsvorsitzen-
den Volker Kauder.

Herr Kauder, zur Weihnachtszeit den-
ken wir besonders an Menschen in Not. 
Für politisch Verfolgte erheben Men-
schenrechtsorganisationen vernehmbar 
ihre Stimme. Warum erhalten verfolgte 
Christen so wenig Aufmerksamkeit?

Kauder: In den vergangenen Jahren 
wird das Thema glücklicherweise 
mehr und mehr in der Öffentlichkeit 
beachtet. Das ist ein Verdienst der 
Kirchen, aber auch unserer Fraktion. 
Man kann schon sagen, dass die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion dieses 
Thema auf die politische Tagesord-
nung gesetzt hat. Viele setzen sich für 
verfolgte und bedrängte Christen ein 
– nicht nur ich, auch wenn mein 
Engagement natürlich wegen meines 

Amtes etwas mehr im 
Fokus der Öffentlich-
keit ist. Denken Sie 
aber allein an den Ste-
phanus-Kreis inner-
halb der Fraktion, in 
dem sich viele von uns 
zusammengefunden 
haben, um sich des 
Themas anzunehmen. 
Die Bundesregierung 
zieht in der Außenpoli-
tik mit. Ich bin mit der 
Entwicklung also 
durchaus zufrieden.

Damit das Thema Chris-
tenverfolgung mehr Gewicht bekommt, 
müsste man sich seiner auf höchster 
Ebene annehmen. Was tun die Verein-
ten Nationen?

Kauder: Leider ist von den Vereinten 
Nationen hier nicht allzu viel zu 
erwarten. UN-Generalsekretär Ban 
Ki-Moon hat uns das auch offen 
gesagt, als wir mit ihm vor knapp 
einem Jahr in New York gesprochen 
haben. Jede UN-Resolution, die sich 
gegen Christenverfolgung richtet, 
würde insbesondere von den islami-
schen Staaten nicht mitgetragen wer-
den. Damit würde sie scheitern. 

„Wir werden unsere 
Stimme erheben“

Aber immerhin sind die Vereinten 
Nationen immer noch der Ort, wo wir 
auf die Einhaltung der Religionsfrei-
heit allgemein pochen können. Das 
werden wir auch weiterhin tun. Das 
nützt dann indirekt auch den Chris-
ten. Insbesondere müssen wir darauf 
achten, dass auf internationaler Ebe-
ne die Religionsfreiheit weiter als In-
dividualrecht angesehen wird, auf das 
sich jeder Mensch berufen kann. Al-

lerdings wird von einigen Staaten der 
Versuch unternommen, dieses Recht 
abzuschwächen. Das dürfen wir nicht 
zulassen. 

Der Bundestag hat vor zwei Jahren eine 
Resolution zu Religionsfreiheit und 
Christenverfolgung verabschiedet. Was 
hat sich dadurch bewegt?

Kauder: Dadurch haben wir vor allem 
deutlich gemacht: Uns liegt das 
Schicksal der Abermillionen von ver-
folgten Christen am Herzen. Wir 
haben ihr Leid im Blick. Wir werden 
nicht wegschauen, sondern wir wer-
den in den Kontakten mit den Staa-
ten, in denen Christen leiden, unsere 
Stimme erheben. Das ist nicht viel, 
aber mehr als nichts. Denn den aller-
meisten Staaten ist ihr Ansehen in 
der Welt nicht egal. Vorwürfen wollen 
sie sich lieber nicht ausgesetzt sehen. 
Ich glaube, viele Staaten sind auch 
vorsichtiger geworden oder schützen 
sogar Christen zunehmend besser. 

„Alle Christen sind 
Schwestern und 
Brüder im Glauben“

Sie selbst engagieren sich seit langem 
für verfolgte und bedrängte Christen 
weltweit. Welche Erfahrungen haben 
Sie auf Ihren Reisen gemacht?

Kauder: Wir erfahren viel Dankbar-
keit. Das ist ein schönes Erlebnis. 
Natürlich wissen die Christen, die 
wir besuchen, dass unser Einfluss 
begrenzt ist. Aber sie sind glücklich, 
dass wir ihr Schicksal ernst nehmen. 
Alle Christen sind Schwestern und 
Brüder im Glauben. Das wird bei sol-
chen Begegnungen schon deutlich. 

Volker Kauder
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Beschneidung von Jungen bleibt zulässig 
Bundestag verabschiedet Gesetzesentwurf 

Die Fraktion im Plenum

Die Beschneidung von Jungen bleibt 
auch künftig in Deutschland grund-
sätzlich erlaubt. Der Bundestag verab-
schiedete am Mittwoch ein entspre-
chendes Gesetz, das dies klarstellt. 
Das Gesetz ist eine Reaktion auf das 
Urteil des Landgerichts Köln vom Mai, 
das die religiös begründete Beschnei-
dung als rechtswidrige Körperverlet-
zung gewertet hatte. Das Urteil hatte 
Juden und Muslime in Deutschland 
tief verunsichert.

Im elterlichen Sorgerecht wird nun 
klargestellt, was bisher schon gilt: El-
tern können in eine Beschneidung ih-
res Sohnes unter bestimmten Voraus-
setzungen einwilligen. Dazu gehört, 
dass sie umfassend über die Risiken 
und Folgen einer Beschneidung auf-
geklärt werden und dass der Eingriff 
nach den Regeln der ärztlichen Kunst 
erfolgt. Grundsätzlich dürfen nur Ärz-
te den Eingriff vornehmen. Ausnah-
men sind Personen, die von Religi-
onsgemeinschaften dafür vorgesehen 
und speziell ausgebildet sind, bei-
spielsweise jüdische Mohalim. Sie 
dürfen einen Jungen nur in den ersten 
sechs Lebensmonaten beschneiden.

Kindeswohl beachten

Zu den Regeln der ärztlichen Kunst 
gehört auch eine möglichst effektive 
Schmerzbehandlung. Die Eltern sind 
außerdem verpflichtet, den Willen 
des Sohnes in ihre Entscheidung ein-
zubeziehen – und zwar umso mehr, je 
älter das Kind ist. Eine Beschneidung 
ist dann nicht erlaubt, wenn sie das 
Wohl des Kindes gefährden würde.

Mit dem Kölner Landgericht hatte 
erstmals ein deutsches Gericht die ri-
tuelle Beschneidung, die für Muslime 
und Juden von essenzieller religiöser 
Bedeutung ist, in Frage gestellt. In 
Deutschland war die Beschneidung 
bisher stets erlaubt. Nach dem Urteil 
fürchteten Juden und Muslime um 
die Zukunft ihres religiösen Lebens in 
Deutschland. 
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Radioaktive Abfälle schneller aus der Asse holen
Bundestag berät Gesetz zur Stilllegung des Schachts

Die Fraktion im Plenum

Im Versuchsbergwerk Asse II in Nie-
dersachsen liegen insgesamt 125.787 
Fässer mit schwach- und mittelradio-
aktiven Abfällen, die zwischen 1967 
und 1978 dort eingelagert wurden. 
Die Situation vor Ort ist wegen der 
mangelnden Standfestigkeit des Gru-
bengebäudes und der Gefahr von 
Wasserzufluss in die Kammern, in de-
nen die Abfälle lagern, sehr problema-
tisch. Daher muss die Rückholung der 
Abfälle und die Schließung des Berg-
werks unbedingt beschleunigt wer-
den. Der Bundestag beriet am Don-
nerstag in erster Lesung einen ge-
meinsamen Gesetzentwurf aller 
Fraktionen.

Sicherheit der Bevölkerung 
gewährleistet

Mit dem Gesetz wird die Rückholung 
der Abfälle aus dem ehemaligen Salz-
bergwerk im Landkreis Wolfenbüttel 
zur Vorzugsoption gegenüber ande-
ren Optionen wie Verfüllung und Um-
lagerung. Ziel ist die Beschleunigung 
der Arbeiten zur Stilllegung des 
Schachts. Die Sicherheit der Bergleute 
und der Bevölkerung vor Ort wird je-
derzeit gewährleistet. 

Im einzelnen sieht der Gesetzent-
wurf Verfahrenserleichterungen vor, 
damit die Schachtanlage Asse II be-

schleunigt stillgelegt werden kann. 
Unter anderem wird klargestellt, dass 
für die Rückholung der radioaktiven 
Abfälle ein Planfeststellungsverfah-
ren nicht erforderlich ist. Im Rahmen 
der europarechtlichen Vorgaben sol-
len Ausnahmen von Strahlenschutz-
vorschriften möglich sein, soweit der 
Strahlenschutz generell gewährleistet 
ist. Für mögliche Störfälle wird Vor-
sorge getroffen, dass Menschen und 
Umwelt keinerlei schädlicher Strah-
lung ausgesetzt werden. 

Ein acht Tage alter Junge nach seiner Beschneidung in einer Berliner Synagoge
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Schenkelbrand bis 2018 ohne Betäubung erlaubt
Bundestag verabschiedet Tierschutznovelle – Bei Ferkelkastration 
Forschungsprojekte abwarten

Die Fraktion im Plenum

Der Schenkelbrand bei Pferden und 
die Ferkelkastration bleiben bis Ende 
2018 ohne Betäubung erlaubt. Beide 
Regelungen sind Teil des neuen Tier-
schutzgesetzes, das der Deutsche 
Bundestag in dieser Woche beschloss. 
Bei der Novelle setzt die christlich-li-
berale Koalition auf einen in der Pra-
xis anwendbaren Tierschutz; ideolo-
gisch gefärbte Verbote lehnt sie ab. 

Deutschland ist Vorreiter im  
Tierschutz

Der Schenkelbrand bei Pferden – wie 
die Ferkelkastration eine emotional 
diskutierte Frage – muss ab 2019 un-
ter lokaler Betäubung erfolgen. Diese 
kann aber vom Tierhalter durchge-
führt werden. Der Schenkelbrand soll 
erhalten bleiben, weil er zum einen 
eine klare Kennzeichnung ermög-
licht. Zum anderen stellt er ein wich-
tiges Kulturgut und Markenzeichen 
für die deutsche Pferdezucht dar.

Die betäubungslose Ferkelkastrati-
on, die ebenfalls bis Ende 2018 er-
laubt bleibt, ist notwendig, um den 

unangenehmen Geruch von Eber-
fleisch zu verhindern. Derzeit gibt es 
für Landwirte keine praktikablen Al-
ternativmethoden. Dies bestätigen 
auch die mit diesem Thema befassten 
Wissenschaftler. Deswegen sollen die 
Erkenntnisse der aktuell laufenden 
Forschungsprojekte abgewartet wer-
den, bevor die betäubungslose Ferkel-
kastration verboten wird.

Die Novelle setzt darüber hinaus 
die EU-Tierversuchsrichtlinie in deut-
sches Recht um und greift verschiede-
ne nationale Tierschutzfragen auf. So 
wird beispielsweise das Verbot der 
Qualzucht rechtssicher gestaltet. Die 
Haltung bestimmter wild lebender 
Arten im Zirkus kann künftig einge-
schränkt werden, sofern ein tierge-
rechter Transport dieser Tiere nicht 
möglich ist. Darüber hinaus werden 
die Nutztierhalter verpflichtet, die 
Haltungsbedingungen nach be-
stimmten Tierschutzindikatoren zu 
bewerten. Außerdem hat die Bundes-
regierung die Anregung des Bundes-
rates aufgegriffen und das Verbot se-
xueller Handlungen an Tieren ver-
schärft.

Abschließend bleibt festzuhalten: 
Deutschland ist weltweit, aber auch 
in der EU, Vorreiter im Tierschutz. Die 
Tierhaltung in Deutschland erfüllt be-
reits heute höchste Tierschutzstan-
dards. Das Erreichte werden wir auf 
Basis wissenschaftlicher Erkenntnis-
se permanent weiter entwickeln.

Neue Publikationen der Unionsfraktion
Fünf Info-Faltblätter und Arbeitsbericht 2012

Die Fraktion informiert

Ob Haushaltskonsolidierung, Ausbau 
der Kinderbetreuung, Entlastung der 
Kommunen oder Investitionen in Bil-
dung und Forschung – die christlich-
liberale Koalition hat Deutschland in 
den vergangenen Monaten zukunfts-
fester gemacht. Diese positive Bilanz 
ziehen sechs neue Publikationen.

Unter dem Titel „Für ein starkes 
Deutschland und Europa“ ist der Ar-
beitsbericht 2012 erschienen. Trotz al-
ler Schwierigkeiten im internationalen 
Umfeld ist es der Koalition gelungen, 
den Euro zu stabilisieren und Europa 
in Richtung Stabilitätsunion weiterzu-
entwickeln. 

Der Flyer „Solide Staatsfinanzen – 
Fragen und Antworten zur Schulden-
bremse und Haushaltskonsolidierung“ 
zeigt auf, wie die Neuverschuldung 
Schritt für Schritt abgebaut wird, ohne 
durch rigide Ausgabenkürzungen das 
Wirtschaftswachstum zu gefährden.

Die Info-Faltblätter „Auf dem Weg 
zur Bildungsrepublik – Investitionen 
und Innovationen für die Zukunft“ 
und „Ein kinderfreundliches Land. Fa-
milien bekommen unsere Unterstüt-
zung“ belegen das hohe Engagement 
des Bundes in der Bildungs- und Fami-
lienpolitik. Was die Koalition für die 
Kommunen tut, zeigt der Flyer „Starke 

Kommunen, starkes Land. Fragen und 
Antworten zur Entlastung der Kom-
munen“. 

Der Flyer „Für Religionsfreiheit und 
den Schutz von Christen“ stellt das En-
gagement der Fraktion für eines der 
zentralen Menschenrechte dar. 

Alle Publikationen können unter 
fraktion@cducsu.de kostenlos bestellt 
werden und stehen unter 
www.cducsu.de/publikationen zum 
Download bereit.
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„Patriot“-Raketen schützen NATO-Partner Türkei 
Bundestag stimmt Stationierung zu 

Die Fraktion im Plenum

Deutschland beteiligt sich mit Ab-
wehrbatterien vom Typ „Patriot“ am 
Schutz des NATO-Partners Türkei vor 
Raketen aus Syrien. Der Bundestag 
stimmte in dieser Woche einem ent-
sprechenden Bundeswehr-Mandat zu. 

Mit dieser Entscheidung sendet 
das atlantische Bündnis unzweideuti-
ge Signale an das Assad-Regime in Sy-
rien, den Konflikt nicht über die Lan-
desgrenzen hinauszutragen. 

Auf Bitten der Türkei hatte die 
NATO am 4. Dezember beschlossen, 
„Patriot“-Abwehrraketen an die Gren-
ze zu Syrien zu verlegen. Das vom 
Bundestag mit großer Mehrheit verab-
schiedete Mandat sieht vor, bis zu 400 
Soldatinnen und Soldaten mit zu ent-
senden. Die relativ hohe Zahl ist 
durch den zusätzlichen Einsatz in 

„AWACS“-Radarflugzeugen der NATO 
zu erklären, die zum Luftlagebild bei-
tragen.  

Einsatz rein defensiv

Der Einsatz ist rein defensiv. Er erfolgt 
ausschließlich auf türkischem Gebiet 
und somit innerhalb der Grenzen des 
Bündnisses. Es geht nicht um die Ein-
richtung oder Absicherung einer 
Flugverbotszone in Syrien oder gar 
um ein Eingreifen in den dortigen 
Bürgerkrieg. Beides wird in dem von 
der Bundesregierung vorgelegten 
Mandat eindeutig ausgeschlossen. 
Ein UN-Mandat ist daher nicht not-
wendig.

Der stellvertretende CDU/CSU-
Fraktionsvorsitzende Andreas Scho-
ckenhoff betonte in seiner Rede im 

Bundestag, dass die Luftangriffe des 
Assad-Regimes auf syrische Städte an 
der türkischen Grenze auch die türki-
sche Bevölkerung bedrohten. Diese 
Bedrohung eines ihrer Bündnispart-
ner könne die Allianz nicht ignorie-
ren. Niemand dürfe darauf vertrauen, 
dass das untergehende, menschen-
verachtende Assad-Regime nicht 
auch seine Langstreckenraketen und 
chemischen Massenvernichtungs-
waffen einsetze, um den inneren Kon-
flikt nach außen zu tragen. 

Die „Patriot“-Stationierung solle 
eine abschreckende und damit dees-
kalierende Wirkung haben, sagte 
Schockenhoff weiter. Assad werde 
deutlich gemacht: Wir werden das 
Nötige tun, um unseren Verbündeten 
zu schützen. 

Verteidigungsminister Thomas de Maizière im Feldlager der 
Bundeswehr in Masar-i-Scharif (Afghanistan)
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Die Fraktion im Plenum

Bundeswehr setzt Rückzug aus Afghanistan fort
Bundestag berät neues ISAF-Mandat 

Die Bundeswehr setzt ih-
ren Rückzug aus Afghanis-
tan fort. Der Bundestag be-
riet in dieser Woche in ers-
ter Lesung das neue 
Mandat für den ISAF-Ein-
satz, das bis Ende Februar 
2014 gelten soll. Es sieht 
vor, die Obergrenze für die 
Zahl der Soldaten, die sich 
im Einsatz in Afghanistan 
befinden, weiter von der-
zeit 4.900 auf 4.400 zu 
senken. Damit der schritt-
weise Abzug in geordneten 
Bahnen verläuft, sind im 
neuen Bundeswehr-Mandat auch 
Kräfte für die Rückführung von Mate-
rial und Personal enthalten. Bis Ende 
Februar 2014 soll das deutsche Kon-
tingent auf bis zu 3.300 Soldaten re-
duziert werden. Schließlich soll Ende 
2014 der Kampfeinsatz der Bundes-
wehr in Afghanistan beendet sein.

Parallel zum schrittweisen Rück-
zug der internationalen Einsatzkräfte 
übernehmen afghanische Sicher-
heitskräfte zunehmend die Verant-
wortung für die Sicherheit im Lande. 
In wenigen Wochen werden bereits 90 
Prozent der afghanischen Bevölke-
rung in Gebieten leben, die in afgha-

nischer Sicherheitsverant-
wortung stehen. 

Sicherheit der Soldaten 
zentral

Für die CDU/CSU ist der 
Schutz der deutschen Sol-
daten zentral. Daher muss 
die militärische Hand-
lungsfähigkeit bis zum 
Ende der ISAF-Mission ge-
währleistet bleiben. 

Nach dem Ende der ISAF-
Mission 2014 brauchen die 

afghanischen Sicherheitskräfte wei-
terhin Unterstützung. Zu diesem 
Zweck plant die NATO eine Folgemis-
sion auf Grundlage eines neuen UN-
Mandats. In diesem Rahmen wird 
sich auch die Bundeswehr mit deut-
lich weniger Personal beteiligen. 
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CDU steht geschlossen hinter Merkel
Rekordergebnis bei Wiederwahl zur Parteivorsitzenden –  
Kauder für Fortsetzung der christlich-liberalen Koalition

Die Fraktion in Aktion
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dafür aus, die Kompetenzen von Frau-
en stärker zu nutzen. Um mehr Frau-
en in Führungspositionen zu bringen, 
forderte sie eine „Flexi-Quote“ – eine 
Frauenquote für Vorstand und Auf-
sichtsrat, auf die sich Unternehmen 
künftig selbst verpflichten sollen. Die 
CDU bekräftigte darüber hinaus die 
Forderung nach Einführung einer all-
gemein verbindlichen Lohnunter-
grenze in den Bereichen, in denen ein 
tarifvertraglich festgelegter Lohn 
nicht existiert. 

Lebensleistung muss sich lohnen 

Mit Blick auf die demografische Ent-
wicklung sprachen sich die Delegier-
ten dafür aus, die Rente zukunftsfest 
zu machen. Als Leitmotto gelte: „Le-
bensleistung muss sich im Alter loh-
nen.“ Deshalb müssten diejenigen, 
die jahrzehntelang in den Generatio-
nenvertrag eingezahlt und vorgesorgt 
haben, im Alter eine auskömmliche 
Rente erhalten, hieß es in dem Antrag. 
Noch in dieser Legislaturperiode wol-
le man konkrete Verbesserungen 
durch eine steuerfinanzierte Lebens-
leistungsrente auf den Weg bringen. 
Auch wolle man im Rahmen des fi-
nanziell Möglichen dafür sorgen, dass 
Frauen, die vor 1992 Kinder geboren 
haben, in der Rente schrittweise bes-
sergestellt werden. 

Abgelehnt wurde von den Delegier-
ten indessen ein Vorstoß für eine 
steuerliche Gleichstellung von gleich-
geschlechtlichen Lebensgemein-
schaften. Stattdessen soll das Ehegat-
tensplitting zu einem echten Famili-
ensplitting weiterentwickelt werden, 
wovon Kinder profitieren. Die Dele-
gierten betonten, dass sich der Be-
schluss nicht gegen gleichgeschlecht-
liche Partnerschaften richte. „Wir wer-
ben für Toleranz und wenden uns 
gegen jede Form von Diskriminie-
rung“, hieß es darin.

Mit Blick auf die Bundestagswahl 2013 
hat sich die CDU geschlossen hinter 
Bundeskanzlerin Angela Merkel ge-
stellt. Auf dem CDU-Parteitag vergan-
gene Woche in Hannover wurde Mer-
kel mit knapp 98 Prozent der Delegier-
tenstimmen als Parteivorsitzende 
bestätigt – ihr bestes Ergebnis seit 
Amtsantritt im April 2000. Der Partei-
tag verabschiedete zudem einen Leit-
antrag, der den Grundstein für das 
Wahlprogramm im nächsten Jahr legt. 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Volker Kauder, warb 
dafür, dass auch künftig die „große 
Europäerin Angela Merkel den Kurs“ 
in Deutschland bestimmen könne.

In seiner kämpferischen Rede sag-
te Kauder, man werde Deutschland 
und Europa nicht Rot-Grün überlas-
sen. Er sprach sich für die Fortsetzung 
der christlich-liberalen Koalition aus, 
die das Land in den vergangenen drei 
Jahren auf einen guten Kurs geführt 
habe. „Die Ergebnisse stimmen“, sagte 
der Fraktionsvorsitzende. Der Opposi-
tion warf er vor, „Politik gegen die 
Menschen zu machen“. Als Beispiele 
führte er an, dass sich SPD und Grüne 
im Bundesrat gegen die Abmilderung 
der Steuerprogression und gegen die 
steuerliche Förderung der energeti-

schen Gebäudesanie-
rung sperren. Damit 
verraten sie laut Kau-
der die Interessen der 
Arbeitnehmer und 
des Handwerks.

Erfolgreichste 
Bundesregierung 
seit der Wieder-
vereinigung

Merkel nannte die 
jetzige Bundesregie-
rung die erfolgreichs-
te seit der Wiederver-
einigung. Zur Be-
gründung verwies sie 
auf den tiefsten 

Stand der Arbeitslosigkeit und den 
höchsten Stand der Erwerbstätigkeit 
seit 1990. Deutschland sei der Wachs-
tumsmotor in Europa. Noch nie sei 
hierzulande so viel Geld für Bildung 
und Forschung ausgegeben worden. 
Damit werde das Fundament dafür ge-
legt, dass Deutschland wettbewerbs-
fähig bleibe, fügte Merkel hinzu. Die 
Energiewende sei das ehrgeizigste 
Energieprojekt der heutigen Generati-
on. Ziel sei es, dieses Projekt zu einem 
erfolgreichen Ausfuhrmodell zu ma-
chen, das den Stempel „Made in Ger-
many“ trage.

Für eine Chancengesellschaft

Die CDU stehe für eine Chancenge-
sellschaft, in der jeder Mensch nach 
seinem Glück streben könne, unab-
hängig von Herkunft und Einkom-
men, sagte Merkel. Der von den Dele-
gierten beschlossene Leitantrag mit 
dem Titel „Starkes Deutschland. 
Chancen für Alle!“ setzte dafür den 
Rahmen. Darin wurde das Prinzip der 
sozialen Marktwirtschaft hochgehal-
ten. Die Fortsetzung des deutschen 
Job-Wunders wurde als wichtigstes 
Ziel proklamiert. In diesem Zusam-
menhang sprach sich die CDU auch 

Angela Merkel nach der Wiederwahl zur Parteivorsitzenden



9 | Fraktion direkt 70 | 14. Dezember 2012

Weltbevölkerungswachstum – eine zentrale 
Herausforderung 
Kongress der Unionsfraktion – Schwerpunkte Klima und Umwelt, 
Konflikte und Urbanisierung

Die Fraktion in Aktion
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tung Wissenschaft und Politik hob die 
Bedeutung einer entwicklungsorien-
tierten Rohstoffpolitik hervor. Wenke 
Apt, Expertin für demografischen 
Wandel und Zukunftsforschung, un-
terstrich mit Blick auf das Thema 
Wasserknappheit, dass in der Vergan-

genheit zwar koopera-
tive Lösungen im Vor-
dergrund gestanden 
hätten, es in Zukunft 
aber mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit zu 
Konflikten kommen 
werde. Schließlich for-
derte Peter Götz, Welt-
präsident der Global 
Parliamentarians on 
Habitat, mehr Perspek-
tiven für den ländli-
chen Raum. Dies sei nö-
tig, da im Jahre 2050 
etwa 60 Prozent der 
Weltbevölkerung in den 
Städten leben werden. 
Aber auch die Me-
gastädte selber, die vie-
le Probleme verursach-

ten, müssten eine kluge Stadtentwick-
lungspolitik betreiben.

Verteilungskonflikten vorbeugen

Die Vorsitzende des Ausschusses für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Dagmar Wöhrl, resü-
mierte, dass sich hierzulande Politi-
ker alle Fachrichtungen auf das Welt-
bevölkerungswachstum einstellen 
müssten. Andernfalls würden die Fol-
gen von Verteilungskonflikten schnell 
auch in Deutschland spürbar. 

Anlässlich des Kongresses legte die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein 
Thesenpapier mit dem Titel „Entwick-
lungszusammenarbeit an den Her-
ausforderungen des Weltbevölke-
rungswachstums ausrichten“ vor, das 
unter www.cducsu.de/entwicklung 
einsehbar ist. 

Das Weltbevölkerungswachstum wird 
in den nächsten Jahren noch stärker 
in den Fokus der Entwicklungspolitik 
rücken als bisher. Zu diesem Schluss 
kamen die Teilnehmer eines Kongres-
ses, den die Unionsfraktion in der ver-
gangenen Woche veranstaltete. Sie-
ben Milliarden Men-
schen leben seit 
Oktober 2011 auf der 
Erde, 2050 werden es 
mindestens neun Mil-
liarden sein. Wuchs 
die Bevölkerung lange 
Zeit vor allem in Asien 
überproportional, wird 
der überwiegende Teil 
des Wachstums künf-
tig im südlich der Sa-
hara gelegenen Teil Af-
rikas stattfinden. 

Die entwicklungs-
politische Sprecherin 
der Unionsfraktion, 
Sibylle Pfeiffer, wies 
auf die Komplexität 
und Vielschichtigkeit 
des Themas hin: Welt-
bevölkerungswachstum, Klimawan-
del, Ressourcensicherheit und die po-
litische Stabilität von Staaten – alles 
hänge mit allem zusammen und be-
dinge sich gegenseitig. Auch der Frak-
tionsvorsitzende Volker Kauder be-
kräftigte, dass es eine der großen Her-
ausforderungen sein werde, 
zukünftiges Wirtschaftswachstum ge-
recht aufzuteilen.

Bundesumweltminister Peter 
Altmaier wies die These zurück, dass 
aufgrund des Anstiegs der Weltbevöl-
kerung das Wirtschaftswachstum be-
grenzt werden müsse. Dies würde zu 
Armut und Verteilungskonflikten 
führen, warnte er. Vielmehr müssten 
die Industrieländer in Kooperation 
mit der Privatwirtschaft Modelle und 
Technologien entwickeln, die für den 
Einsatz in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern geeignet seien.

Nachhaltige Energie für alle

Der ehemalige Direktor des Umwelt-
programms der Vereinten Nationen 
(UNEP), Klaus Töpfer, betonte, dass 
Armut oft Energiearmut sei. Deshalb 
sei es die größte Herausforderung für 

die Welt, durch verstärkte Forschung 
und Entwicklung Energie für neun 
Milliarden Menschen verfügbar zu 
machen. Voraussetzung hierfür seien 
jedoch nicht nur entsprechende fi-
nanzielle Mittel, sondern auch globa-
lisierungsfähige Technologien.

In der Diskussionsrunde zu den 
Themenkomplexen Klima und Um-
welt, Ressourcen, Konflikte und Urba-
nisierung diskutierten die Teilneh-
mer die Frage, wie die Welt mit mehr 
als neun Milliarden Menschen nach-
haltig gestaltet werden könnte. Alle 
Redner forderten mehr Investitionen 
in Forschung und Entwicklung. 

Der stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende für die Bereiche Umwelt und 
Entwicklung, Christian Ruck, wies auf 
die regional sehr unterschiedlichen 
Auswirkungen des Klimawandels hin. 
Stormy-Annika Mildner von der Stif-

http://www.cducsu.de/entwicklung
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„Erreicht, was machbar war“
Fazit des Weltklimagipfels von Doha – Kyoto-Protokoll wird verlängert

Die Fraktion in Aktion
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des ändern, solange China und die USA 
– die Hauptemittenten von klima-
schädlichen Gasen – eine Blockadehal-
tung einnehmen. Gleichwohl ist es 
notwendig, dass die Welt zusammen-
kommt und zumindest das, was mög-
lich ist, vereinbart, um den Prozess am 
Leben zu halten. Auch  Altmaier sprach 
sich für völkerrechtlich verbindliche 
Regelungen aus. Gleichwohl reichen 
Klimakonferenzen alleine nicht aus, 
um weltweit effektiven Klimaschutz 
zu erreichen. 

Deutschland bleibt Vorreiter 
beim Klimaschutz

Deutschland kann durch den Umbau 
seiner Energieversorgung internatio-
nal als Vorbild für mehr Klimaschutz 
dienen. Die Energiewende kann zum 
Exportschlager werden. Denn viele 
Länder blicken gespannt darauf, wie 
Deutschland als Industrienation seine 
Energieversorgung künftig gestaltet. 
Eine starke Wirtschaft und eine Indus-
trie, die im Bereich des Klimaschutzes 
Innovationen auf den Markt bringt – 
dies sieht Gebhart als Schlüssel für das 
Gelingen der Energiewende. Zum Ge-
lingen der Wende gehören aber auch 
eine effizientere Nutzung der Energie 
und der Ausbau der Erneuerbaren. 

„Wir haben das erreicht, was machbar 
war.“ Dieses Fazit zog der CDU/CSU-
Bundestagsabgeordnete Thomas 
Gebhart nach dem Weltklimagipfel in 
Doha. Gebhart war Teil der deutschen 
Delegation, die von Bundesumwelt-
minister Peter Altmaier geleitet wur-
de. Wie so oft stand bis kurz vor Ende 
des Gipfeltreffens die angestrebte Ver-
einbarung zum Schutz des Klimas auf 
der Kippe. Doch auch in diesem Jahr 
wurden die Interessen von 194 Staa-
ten gebündelt.  

Was sind die wichtigsten Ergebnis-
se? Zum einen wird das Kyoto-Proto-
koll, das in diesem Jahr ausgelaufen 

wäre, bis 2020 ver-
längert. Damit wird 
es weiterhin konkre-
te Verpflichtungen 
der teilnehmenden 
Staaten geben, die 
klimaschädlichen 
Emissionen zu ver-
ringern, um so die 
Erderwärmung zu 
begrenzen. Zum an-
deren wurde ein Ar-
beitsprogramm bis 
2015 beschlossen. 
Bis dahin soll ein 
neues weltweites 
Klimaschutzabkom-

men ausgehandelt sein, das 2020 in 
Kraft treten kann.

Erneut bekräftigt wurde, den Ent-
wicklungsländern ab 2020 pro Jahr 
100 Milliarden Dollar für Klimaschutz 
und Anpassung an Klimafolgen zur 
Verfügung zu stellen. Allerdings gab es 
keine Aussagen darüber, wie das Geld 
zusammenkommen soll. Für die Zeit 
bis 2020 wurde allgemein festgestellt, 
dass die Mittel aufgestockt werden sol-
len. Konkret blieben die von einigen 
europäischen Ländern für die Zeit bis 
2015 gemachten Zusagen.

An der schwierigen Verhandlungs-
situation wird sich nichts Grundlegen-

Peter Altmaier und Thomas Gebhart in Doha

Frohe Weihnachten und viel Glück im Neuen Jahr
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Der Fraktionsvorsitzen-
de Volker Kauder und 
der Erste Parlamentari-
sche Geschäftsführer 
Michael Grosse-Brömer 
im Kreis von Mitarbei-
tern am Stand der Frak-
tion beim CDU-Partei-
tag am 4. und 5. Dezem-
ber in Hannover.
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Letzte Seite

Fraktion direkt bestellen 

Unser Newsletter „Fraktion direkt“ erscheint in den Sitzungswochen des Deutschen Bundestages. 
Wenn Sie ihn künftig regelmäßig lesen wollen, können Sie ihn unter www.cducsu.de/newsletter 
abonnieren.

Termine www.veranstaltungen.cducsu.de

15. Januar 2013    Neujahrsempfang für die Mitglieder der Koalitionsfraktionen
22. Januar 2013     Festveranstaltung französische Assemblée Nationale und Deutscher Bundestag  
                                 zum 50. Jahrestag der Unterzeichnung des Elysée-Vertrages
30. Januar 2013     Gedenkveranstaltung im Plenarsaal für die Opfer des Nationalsozialismus
30. Januar 2013     Kongress Menschen mit Behinderung in der Arbeitswelt

Bildungsausgaben 
auf Rekordhöhe
Mehr Geld auch für 
Forschung und  
Wissenschaft

Wiesbaden – Bund, Länder und Ge-
meinden geben in diesem Jahr nach 
vorläufigen Zahlen 110,3 Milliarden 
Euro für Bildung aus – 4,7 Milliarden 
Euro mehr als im Vorjahr. Zu diesem 
Ergebnis kommt das Statistische Bun-
desamt im Bildungsfinanzbericht 
2012, der im Auftrag des Bundesbil-
dungsministeriums und der Kultus-
ministerkonferenz erstellt wurde. 
Endgültige Angaben zu den öffentli-
chen Bildungsausgaben liegen derzeit 
bis zum Jahr 2009 vor. Demnach be-
liefen sich im Jahr 2009 die öffentli-
chen Bildungsausgaben auf 100 Milli-
arden Euro. Davon stellten der Bund 
6,2 Milliarden Euro, die Länder 71,9 
Milliarden Euro und die Gemeinden 
21,8 Milliarden Euro bereit. 

Im Jahr 2009 stieg das Budget für 
Bildung, Forschung und Wissenschaft 
auf insgesamt 224,8 Milliarden Euro, 
10,6 Milliarden Euro mehr als 2008. 
In Relation zum Bruttoinlandspro-
dukt entsprach dies einem Anteil von 
etwa 9,5 Prozent. Nach vorläufigen 
Berechnungen erhöhten sich die Aus-
gaben im Jahr 2010 um weitere 9,7 
Milliarden Euro, auf 234,5 Milliarden 
Euro. Dies entsprach ebenfalls 9,5 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 

Von den Gesamtausgaben des Bud-
gets für Bildung, Forschung und Wis-
senschaft entfielen im Jahr 2009 ins-
gesamt 164,6 Milliarden Euro auf den 
Bildungsbereich, einschließlich der 
Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung an Hochschulen in Höhe 
von 11,8 Milliarden Euro. Weitere 
55,2 Milliarden Euro wurden für For-
schung und Entwicklung in Unter-
nehmen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen ausgegeben 

sowie 5,1 Milliarden Euro für Muse-
en, Bibliotheken, Fachinformations-
zentren und die außeruniversitäre 
Wissenschaftsinfrastruktur. 

Der Bildungsfinanzbericht ermög-
licht auch einen Vergleich der Bil-
dungsausgaben Deutschlands mit an-
deren Staaten. Nach dem internatio-
nal vergleichbaren Teil des 
Bildungsbudgets entfielen in 
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Deutschland im Jahr 2009 beispiels-
weise 126,4 Milliarden Euro auf die 
Ausgaben für Kindergärten, Schulen, 
Hochschulen und die Berufsbildung. 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
entsprach dies einem Anteil von 5,3 
Prozent. Damit lag Deutschland bei 
den Ausgaben für diese Bildungsein-
richtungen deutlich unter dem OECD-
Durchschnitt von 6,2 Prozent. 

http://www.facebook.com/cducsubundestagsfraktion
http://twitter.com/cducsubt
http://www.youtube.com/cducsu
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